


Erklärung der Bürgerinitiative Kleiner Tiergarten/Ottopark (BI KTO) an die Redaktion Moabitonline.de vom 7.5.2015





In den letzten Jahre hatten unterschiedliche Berliner Netzwerke und Bürgerinitativen vorrangig mit den Instrumenten der direkten Demokratie wie mit Volksbegehren und bezirklichen Bürgerbegehren große Erfolge. Zu nennen wäre die beiden Volksentscheide 100% Tempelhof 2014  und zum Berliner Wasser 2011. Mehrere bezirkliche Bürgerentscheide gab es zu Gunsten der Initiativen wie Mediaspree 2008, Erhalt der Kleingartenkolonnie Oeynhausen 2014.


In der öffentlichen Wahrnehmung und in den Medien haben die Bürgerinitiativen breiten Raum eingenommen und einschlägige Experten bilanzierten diese Erfolge.


Wir kritisieren die Schlussfolgerungen des Beitrages „Bürgerbeteiligung in Geiselhaft? Eine Abrechnung“, Autor Andreas Szagun, auf der Internetplattform Moabitonline.de, indem den Bürgerinitiativen  eine Durchsetzung einer Politik der “Partikularinteressen” vorbei an der Mehrheit der Bevölkerung vorwirft, sowie Lokalegoismus oder gar Oligarchie (Herrschaft)!





Ferner können wir es nicht hinnehmen, wie Moabiter Bürgerinitiativen und auch die Stadtteilvertretung (StV) diffamiert werden und mit einer Fülle von Unwahrheiten belastet werden. Die beschriebenen Vorgänge auf den Bürgerbeteiligungsveranstaltungen zum Kleinen Tiergarten können durch Beweismaterialien, Protokolle, Zeugen usw. eindeutig wiederlegt werden,





Markante Beispiele hierzu:





In den öffentlichen Workshops und Planungswerkstätten zum Kleinen Tiergarten 2012-13 gab es für jeden genügend Zeit für Redebeiträge, niemanden wurde etwas verwehrt und nichts hatte dort mit früheren K-Gruppen zu tun. Die Moderation hat so gar ausdrücklich jeden zu Beiträgen aufgefordert und entsprechend genug Zeit hierfür gewährt. Wer nicht teilnimmt sollte später sich auch nicht beklagen, warum er nicht reden durfte.





Die Stadtteilvertretung AZ Turmstraße hat niemals ihre Sprecherfunktionen an Personen die nicht Mitglied der Stv sind veräußert. In den einzelnen StV-Arbeitsgruppen gibt es Koordinatoren und keine Sprecher.





Im BVV-Stadtemtwicklungsauschuss wird den Sprechern der StV regelmäßig in einem gesonderten TOP Rede- und Berichterstattungsrecht gewährt. In dem BVV- Ausschuss Soziale Stadt, QM, Verkehr und Grünflächen wurde 2012 als Ersatz für ein nicht stattgefundenes Mediationsverfahren eine ergänzende Bürgerbeteiligung zum Kleinen Tiergarten in den genannten Auschuss verlagert, an dem die Öffentlichkeit, Bis usw. aktiv teilnehmen konnten. Wir weisen den Vorwurf der „Nötigung“ oder das zu „Unrecht eingeforderter Redebeiträge“ (Kommentar Nr. 50 des Autors) zurück und appellieren auch an andere Ihre Rechte (wenn auch bescheidene) in der BVV-Mitte und deren Ausschüsse wahrzunehmen.





